
ADFC Berlin, Stadtteilgruppen Schöneberg und Tempelhof

Frage

1 Vorschläge für sichere Radwege an 
Hauptverkehrsstraßen und im Vorrangnetz bis 
2030

(-) Keine Antwort
(in Wahl-O-Rad-Antwort lediglich Zustimmung 
zum grundsätzlichen Bau von geschützten 
Radwegen)

(+) Konkrete Vorschläge für Vielzahl von 
Hauptstraßen und Straßen im Vorrangnetz zum 
Umbau für sicheren Radverkehr 
(+) Vielzahl von Vorschlägen für Fahrradstraßen 
auf Nebenstraßen, die sich im Vorrangnetz 
befinden

(+) Alle Hauptstraßen 
(-) Einschränkung durch "wenn Fuß- und ÖPNV 
kein Platz weggenommen wird"
(+) 4 Beispielkreuzungen werden genannt

(+) Unterstützung von MobG für sichere Radwege
(-) Keine konkreten Vorschläge

(keine Antwort)

2 Vorschläge zum Umbau gefährlicher 
Kreuzungen und Beseitigung von 
Unfallschwerpunkten bis 2030

(+) Es werden 6 Kreuzungen genannt (+) Es werden 5 Kreuzungen ("Knotenpunkte") 
und weitere Unfallschwerpunkte genannt

(+) Nennung von 2 Kreuzungen mit Begründung (+) Nennung von 4 Kreuzungen (keine Antwort)

3 Radnetz: Maßnahmen zum Bau von jährlich 
mindestens 15 km neuen, an Hauptstraßen 
auch geschützten Fahrradwegen im Bezirk mit 
Qualitätsstandards des Berliner 
Mobilitätsgesetzes 

(-) Vorschlag von Strecken an Bezirksamt 
angekündigt, Bezirksamt soll sich um 
Finanzierung durch Land und Bund bemühen; 
keine weiteren Maßnahmen genannt

(+) Radverkehrsinfrastruktur nach 
Mobilitätsgesetz ist klares Ziel
(+) Konkrete Vorschläge von Maßnahmen: 
Reaktivierung "Projekteinheit Radwege", 
personelle Voraussetzungen schaffen, 
Straßenraum neu aufteilen, Sanierung der 
Radinfrastruktur

(-) Keine Antwort
(in Wahl-O-Rad-Antwort Bekenntnis zum 
schnellen Ausbau, v.a. in Randgebieten des 
Bezirks) 

(+) Ausreichende finanzielle Ausstattung des 
Bezirksamtes, Einsatz für Reduzierung von 
bürokratischen Hürden bei Beantragung von 
Fördermitteln 

(keine Antwort)

4 Sichere, selbstständige Mobilität auf dem 
Fahrrad zur Schule: Maßnahmen zum Schutz 
von Kindern vor den Gefahren durch legal 
oder illegal parkende Autos

(+) Maßnahmen in Abstimmung mit Schule und 
Eltern (Schulwegpläne)
(+) Ausrichtung aller verkehrsplanerischer 
Maßnahmen an Schulwegsicherheit
(+) Erhalt der Jugendverkehrsschule 
Sachsendamm, Schaffung eines weiteren 
Standorts im Süden des Bezirks
(+) Konsequentes Vorgehen gegen Falschparken

(+) Konkreter, umfangreicher Maßnahmenkatalog 
zur Verbesserung der Schulwegsicherheit (u.a. 
mehr Fahrradstraßen an Schulwegen, 
Fahrradbügel in Kreuzungsbereichen, 
flächendeckendes Tempo 30, mehr Kontrollen)

(+) Baulicher Schutz gegen Falschparken auf Geh- 
und Radwegen und an Kreuzungen; mehr 
Modalfilter ("Poller")

(+) Erstellung von Schulwegplänen 
(+) Erhalt der Jugendverkehrsschule und Prüfung 
weiterer Standorte

(keine Antwort)

5 Verkehrssicherheit durch Ordnungsrecht 
und bauliche Maßnahmen, Tempo 30: 
Prioritäre Maßnahmen, um die 
Verkehrssicherheit für Radfahrende zu 
verbessern

(+) Verkehrsverstöße konsequent v.a. durch 
Schwerpunktkontrollen verfolgen 
(+) bauliche Maßnahmen wie Berliner Kissen, 
Rüttelstreifen, Modalfilter zur Verkehrssteuerung 
verstärken 

(+) Maßnahmen, um Kfz-Durchgangsverkehr zu 
reduzieren: verkehrsberuhigte Kieze, Anordnung 
v. Einbahnstraßen, Fahrradstraßen, 
flächendeckendes Tempo 30
(+) verstärkte Kontrollen durch Polizei und 
Ordnungsamt

(-) Keine Aufstockung von Personal in 
Ordnungsämtern 
(+) Bauliche Maßnahmen zur Verhinderung von 
Kfz in Fahrradstraßen 
(-) keine konkreten Vorschläge

(+) mehr Personalmittel zur Kontrolle von 
Falschparkern

(keine Antwort)

6 Verwaltungshandeln effektiver machen, 
Vorschläge zur Beschleunigung von Planungs- 
und Bauprozessen für Radwege (innerhalb 
Bezirk, mit den Nachbarbezirken und mit 
Senatsebene). Wie viele zusätzliche Stellen 
braucht das Tiefbauamt für den Radverkehr?

(-) Keine konkrete Aussage zu weiteren Stellen im 
Bezirk und keine Zieltermine
(in Wahl-O-Rad-Antwort lediglich Unterstützung 
für weitere Stellen für RV)
(-) keine konkreten Vorschläge

(+) Konkrete Maßnahmen oder Unterstützung zur 
Umsetzung des Radverkehrsplans genannt: 
Entflechtung Zuständigkeiten zw. Land & Bezirk, 
weitere Finanzmittel, Radverkehrsmaßnahmen in 
Nebenstraßen
(+) Personalaufwuchs von mind. zwei zusätzl. 
Stellen, bis 2029 drei weitere Stellen

(-) Keine Antwort
(auch in Wahl-O-Rad keine Antwort)

(+) Grundsätzlich mehr Personal gewinnen durch 
entsprechende Anreize 
(-) keine weiteren Vorschläge

(keine Antwort)

7 Verkehrswende als übergreifendes Ziel: 
Maßnahmen und Pilotprojekte zur Reduktion 
des privaten Kfz-Verkehrs, sodass der Bezirk 
Vorreiter in Berlin ist 

(-) Ziel: Stärkung des ÖPNV, sichere Rad- und 
Fußwege als Unterstützung dessen, nicht als 
eigenständiges und sicheres Fortbewegungs-
mittel 
(+) Maßnahmen: Umweltverbund attraktiver 
machen. Förderung von Bike & Ride (sichere 
Abstellanlagen)

(+) Maßnahmen: Mobilitätsangebote (Fahrrad, 
Lastenfahrrad, Carsharing) ausbauen, einschl. 
ÖPNV, 
(+) sichere Radinfrastruktur 
(+) mehrere zu schaffende verkehrsberuhigte 
Kieze werden genannt   

(+) Maßnahmen: Kiezblocks, Ausbau von 
Fahrradwegen und Fahrradstraßen 
(Nebenroutenkonzept)
(-) keine weiteren Maßnahmen

(-) ÖPNV und verschiedene Sharingmodelle v.a. 
in Außenbezirken fördern (Radverkehr wird nicht 
als Alternative zum KFZ gesehen)
(-) keine weiteren Maßnahmen

(keine Antwort)

8 Rad- und Fußverkehr zusammendenken: 
Vorschläge für eine konfliktfreie Nutzung der 
Wege in Grünanlagen

(+) Sichere Aufteilung von Rad- und Fußwegen 
durch Markierungen und taktile Flächen 
(-) keine neuen Vorschläge über "Kann-Regelung" 
zur Freigabe von Wegen für RV hinaus

(+) Sichere Aufteilung von Rad- und Fußwegen 
durch Markierungen und taktile Flächen 
(+) Bündelung des RV in Grünanlagen
(-) kaum neue Vorschläge über "Kann-Regelung" 
zur Freigabe von Wegen für RV hinaus 
("Freigabe im Einzelfall")

(+) Fuß- und Radwege in Grünanlagen sollen 
getrennt werden ohne Flächen zu versiegeln
(-) keine neuen Vorschläge

(+) Gesonderte Radwege ohne Fußverkehr zu 
behindern

(keine Antwort)

9 Vorschläge für Abstellanlagen für Fahrräder, 
insbesondere Fahrradparkhäuser und 
Fahrradboxen

(+) Benennt mehrere konkrete 6 Orte, insbes. 
Umsteigepunkte zum ÖPNV mit Platz für 
Fahrradparken im Bezirk, Fußverkehr darf nicht 
beeinträchtiget werden 
(-) keine Vorschläge von Fahrradparkhäusern

(+) Förderung von gesicherten 
Fahrradabstellanlagen (Fahrradboxen) an allen 
Bahnstationen
(+) Fahrradparkhaus an stark frequentierten 
Bahnhöfen (z.B. Südkreuz)
(+) Fahrradbügel an bezirklichen Gebäuden 
deutlich ausweiten

(+) Abstellanlagen für Fahrräder an Bahnhöfen 
und Orten mit hohem Personenaufkommen (z.B. 
Arbeitsplätze, Geschäfte, Freizeitaktivitäten) 
(-) keine Vorschläge von Fahrradparkhäusern

(+) Abstellanlagen an ÖPNV-Umstiegspunkten 
vergrößern/verbessern
(-) keine Vorschläge von Fahrradparkhäusern           

(keine Antwort)

10 Vorschläge zur zeitnahen Überprüfung und 
gegebenenfalls Entfernung von nicht mehr 
verkehrstüchtigen und offensichtlich 
dauerhaft abgestellten Fahrrädern an 
Abstellanlagen

(+) Unterstützen das Vorgehen des 
Ordnungsamts "Schrotträder" zu kennzeichnen 
und nach 6-8 Wochen zu räumen
(+) Unterstützen gemeinnützige Projekte, die alte 
Fahrräder verwerten 

(+) Unterstützen das Vorgehen des 
Ordnungsamts "Schrotträder" zu kennzeichnen 
und nach einiger Zeit zu entfernen, Schulung des 
Personals 
(+) Zusammenarbeit mit DB, BVG und 
benachbarten Bezirken stärken

(+) Ertüchtigung des Ordnungsamts, nicht mehr 
verkehrstüchtige Fahrräder in 3 Monaten zu 
beseitigen.

(+) Unterstützen regelmäßige Prüfung an 
Hotspots und Stickersystem des Ordnungsamts 
zur Entfernung von Schrotträdern
(+) Unterstützen Upcycling-Initiativen, um diese 
Räder nutzbar zu machen 

(keine Antwort)

Legende

Zusammenfassung der Ergebnisse ADFC stimmt mit Position der Partei im Wesentlichen überein; 
richtiger Weg zur RV-Förderung ("4 Punkte")

ADFC stimmt überwiegend zu, gute Ideen sind dabei ("3 Punkte")

Einiges kann man so machen, anderes fehlt. Erfolg eher unklar ("2 
Punkte")

ADFC stimmt einigen Positionen nicht zu. Zu allgemeine Aussagen 
oder keine klare Idee ("1 Punkt")

ADFC stimmt nicht zu. Antwort fehlt oder Thema verfehlt ("0 Punkte")

Diese tabellarische Auswertung erfolgte nach bestem Wissen und Gewissen durch Mitglieder der ADFC-Stadtteilgruppen Schöneberg und Tempelhof und nur auf Basis der schriftlichen Antworten, die die Stadtteilgruppen von den Parteien erhalten haben. Die jeweiligen Parteiprogramme spielten bei dieser Auswertung keine Rolle.

Berliner Mobilitätsgesetz und Radverkehrsplan (Stand Mai 2026) fordern 
sichere Radverkehrsanlagen (RV-Anlagen) an allen Hauptverkehrsstraßen 
(HVS) und im Vorrangnetz. "Sicher" heißt u.a. ausreichende Breite zum 
Überholen auch von Lastenrädern, Schutz vor illegalem Halten und Queren 
von Kfz bei Parkvorgängen. Übergangsweise können sog. pop-up-Radwege 
schnell eingerichtet werden. Der Bezirk unterstützt den Senat umfassend. 
Eine bezirkliche Priorisierung bis 2030 ist dafür notwendig. Konkrete 
Vorschläge sind gefragt.

SPD GRÜNE CDUDie Linke BSW

(-) Wenig Ambitionen bei der Förderung des 
Radverkehrs (RV)
(-) Verbesserung des ÖPNV steht im 
Vordergrund, nicht des RV
(+) Schulwegsicherheit wichtig

(-) keine Antwort 
eingegangen trotz 
Ankündigung zur 
Beteiligung nach 
schriftlicher Erinnerung

(+) Ausführliche Beantwortung und gute 
Vorschläge zu den meisten Punkten 
(+) Förderung und Stärkung des Radverkehrs 
steht im Vordergrund

(-) Antworten fehlen oder zu ungenau 
(-) Kein klar erkennbares Konzept für eine gute 
und sichere Radverkehrsinfrastruktur

(-) viele Antworten zu ungenau 
(-) Kein klar erkennbares Konzept für eine gute 
und sichere Radverkehrsinfrastruktur

Auch Radfahrende wollen auf ruhigen, Schatten spendenden Wegen fahren. 
Kindern sollen hier Radfahren üben. Der Schutz von zu Fuß Gehenden kann 
über bauliche Trennelemente erhöht werden. 

Nach Mobilitätsgesetz sollen in Berlin bis 2030 zusätzlich 50.000 Stellplätze 
an ÖPNV-Stationen gebaut werden; für jeden Bezirk sind das rund 4.000. An 
Bahnhöfen (z.B. Südkreuz) sind Fahrradparkhäuser platzsparend und 
ermöglichen ein sicheres Abstellen. Viele der Stellplätze sollten überdacht, 
gut ausgeleuchtet und auch für Lastenräder sowie Räder mit Anhängern 
nutzbar sein. An höher frequentierten Orten, wie Gastronomie, Schulen, 
Einkaufsbereichen, braucht es weitere Stellplätze und auch abschließbare 
Fahrradboxen. Standortvorschläge sind gefragt.

"Schrottfahrräder" blockieren die ohnehin knappen Abstellplätze. Je nach 
Abstellanlage sind unterschiedliche Akteure zu beteiligen. Es gilt, diese 
internen Abläufe zu beschleunigen und evtl. zu verschlanken. Das schnelle 
Identifizieren der "Schrotträder" ist dabei ein erster wichtiger Schritt. 
Vorschläge sind gefragt.  

Jährlich mindestens eine Schulzone einrichten sowie temporäre 
Schulstraßen, sichere Querungen auf allen Schulwegen entlang 
Hauptverkehrsstraßen. Gute Sichtbeziehungen durch Bau von 
Fahrradabstellbügeln an Knotenpunkten im Nebenstraßennetz. 

Deutlich höhere Kontrolldichte, v.a. an Kreuzungen, Radwegen, Busspuren, 
und vermehrtes Umsetzen von Kfz. Mehr Geschwindigkeitskontrollen bei 
Tempo 30-Zonen und in Nebenstraßen. Konsequente Ahndung bei 
Behinderung und Gefährdung des Radverkehrs. Radverkehrsanlagen so 
gestalten, dass illegales Befahren und Parken unterbleibt, Kiezblocks 
einrichten. 

Nennung von Vorschlägen und Maßnahmen, v.a. Stellenverstärkung und 
deutlich mehr Finanzmittel für RV. Verwaltungsreform führt zur schnelleren 
Umsetzung und besseren Koordinierung von Radverkehrsprojekten, insbes. 
an den Bezirksgrenzen (Änderung/Bündelung von Zuständigkeiten, agile 
Verfahren zw. Senat und Bezirken, "Pop-up-Verfahren", digitale 
Bedarfserhebung für Öffentlichkeit. 

Gerechte Aufteilung des Straßenraums zugunsten des RV; Konzept zur 
Halbierung des Kfz-Verkehrs binnen 10 Jahren. Kiezblocks und andere 
Maßnahmen, um Durchgangsverkehr aus Kiezen herauszuhalten. 
Partnerschaftliche Kooperation mit Verbänden/Öffentlichkeit, transparente 
Kommunikation. Entsiegelung und Begrünung von Flächen.

Baulicher Schutz der Kreuzungen vor illegalem Befahren und Beparken. 
Getrennte Signalisierung des Rechtsabbiegeverkehrs an Kreuzungen bei 
zweistreifigem Kfz-Abbiegen. Aufgeweitete Radaufstellstreifen (ARAS) an 
geeigneten Kreuzungen plus farbige Markierungen, Grünpfeil für Radverkehr 
an ausgewählten Knoten, wenn keine Konflikte mit Fußverkehr zu erwarten 
sind. Geschützte Kreuzungen nach niederländischem Vorbild (Schutzinseln, 
Wartenischen und vorgezogene Haltelinien) erproben. Konkrete Vorschläge 
sind gefragt.

Der Senat hat 2023 den Radwegeausbau weitgehend gestoppt. Dadurch ist 
der im Rahmen des Mobilitätsgesetzes beschlossene Radverkehrsplan nicht 
mehr realisierbar. Der Radwegeausbau muss sofort wieder Fahrt 
aufnehmen, indem ab 2027 mindestens 15 km je Jahr neu gebaut wird. Dies 
erfordert strukturelle, organisatorische und finanzielle Maßnahmen. 

ADFC-Forderungen/Bewertungskriterien


